
Haushaltssatzung der Stadt Bergisch Gladbach für das Haushaltsjahr 2005

Aufgrund der 8$ 77 ff der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.7.1994 (GV NW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der
Stadt Bergisch Gladbach am 17.11.2005 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

81

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich eingehenden Einnahmen, zu leistenden Ausgaben
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird

im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 167.591.413 €
in der Ausgabe auf 228.317.877 €

im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 28.973.998 €
in der Ausgabe auf 28.973.998 €

festgesetzt.

82

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2005 zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt (für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen) erforderlich ist, wird auf 2.161.034 € festgesetzt.

83

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsausgaben und Ausgaben für Investitionsförderungsmaßnahmen in
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 0 € festgesetzt.

54

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, ist auf
80.000.000 € festgesetzt.

85

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 235 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 430 v.H.

2. Gewerbesteuer 450 v.H.



86

Die im Stellenplan enthaltenen Vermerke "ku" (künftig umzuwandeln) und "kw” (künftig wegfallend) werden beim Ausscheiden der bisherigen Stelleninha-
ber/innen aus diesen Stellen wirksam.

Soweit bei Beamtenstellen in Anwendung des $ 26 Abs. 1 BBesG und der Stellenobergrenzenverordnung (SOV) vom 08.12.1976 ku-Vermerke ausgewiesen sind,
ist jede dritte im Überhang befindliche freiwerdende Planstelle der jeweiligen Besoldungsgruppe in eine Besoldungsgruppe umzuwandeln, für die die Obergrenzen
noch nicht erreicht sind.

Es wird zugelassen, dass Beamte mit Rückwirkung von höchstens 3 Monaten in die höhere Planstelle eingewiesen werden, soweit sie während dieser Zeit die Ob-
liegenheiten des verliehenen oder eines gleichartige Amtes tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie eingewiesen werden, besetzbar waren.

87

Die Haushaltssatzung ist durch Nachtragssatzung zu ändern, wenn

1. sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein Fehlbetrag von mehr als 2 v.H. der Ausgaben des Verwaltungshaushalts entstehen wird und
ein Haushaltsausgleich nur durch Änderung der Haushaltssatzung erreicht werden kann,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben bei einzelnen Haushaltsstellen von mehr als 3 v.H. der Ausgaben des Verwaltungshaushalts geleistet
werden müssen (ausgenommen hiervon sind durchlaufende Zahlungen),

3. Ausgaben für bisher nicht veranschlagte Baumaßnahmen von mehr als 1 v.H. der Ausgaben des Vermögenshaushalts geleistet werden sollen.

88

Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans umzusetzen.



Haushaltssatzung der Stadt Bergisch Gladbach für das Haushaltsjahr 2006

Aufgrund der $$ 77 ff der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.7.1994 (GV NW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der
Stadt Bergisch Gladbach am 17.11.2005 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

$1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich eingehenden Einnahmen, zu leistenden Ausgaben
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird

im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 152.157.421 €
in der Ausgabe auf 231.751.492 €

im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 20.626.920 €
in der Ausgabe auf 20.626.920 €

festgesetzt.

82

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2006 zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt (für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen) erforderlich ist, wird auf 3.106.217 € festgesetzt.

83

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsausgaben und Ausgaben für Investitionsförderungsmaßnahmen in
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 0 € festgesetzt.

54

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, ist auf
100.000.000€ festgesetzt.

85

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind für das Haushaltsjahr 2006 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 255 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 455 v.H.

2. Gewerbesteuer 455 v.H.



86

Die im Stellenplan enthaltenen Vermerke "ku" (künftig umzuwandeln) und "kw" (künftig wegfallend) werden beim Ausscheiden der bisherigen Stelleninha-
ber/innen aus diesen Stellen wirksam.

Soweit bei Beamtenstelien in Anwendung des $ 26 Abs. 1 BBesG und der Stellenobergrenzenverordnung (SOV) vom 08.12.1976 ku-Vermerke ausgewiesen sind,
ist jede dritte im Überhang befindliche freiwerdende Planstelle der jeweiligen Besoldungsgruppe in eine Besoldungsgruppe umzuwandeln, für die die Obergrenzen
noch nicht erreicht sind.

Es wird zugelassen, dass Beamte mit Rückwirkung von höchstens 3 Monaten in die höhere Planstelle eingewiesen werden, soweit sie während dieser Zeit die Ob-
liegenheiten des verliehenen oder eines gleichartigen Amtes tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie eingewiesen werden, besetzbar waren.

87

Die Haushaltssatzung ist durch Nachtragssatzung zu ändern, wenn

1. sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein Fehlbetrag von mehr als 2 v.H. der Ausgaben des Verwaltungshaushalts entstehen wird und
ein Haushaltsausgleich nur durch Änderung der Haushaltssatzung erreicht werden kann,

2, bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben bei einzelnen Haushaltsstellen von mehr als 3 v.H. der Ausgaben des Verwaltungshaushalts geleistet
werden müssen (ausgenommen hiervon sind durchlaufende Zahlungen),

3. Ausgaben für bisher nicht veranschlagte Baumaßnahmen von mehr als 1 v.H. der Ausgaben des Vermögenshaushalts geleistet werden sollen.

88

Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans umzusetzen.


